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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 

federführenden Ausschuss für Wirtschaft und Währung, folgende Vorschläge in seinen 

Entschließungsantrag zu übernehmen: 

– unter Hinweis auf die Studie über die Daten für die Bewertung des Prozesses des 

Europäischen Semesters unter dem Aspekt der Gleichstellung der Geschlechter für 20121, 

– unter Hinweis auf die Mitteilung der Kommission mit dem Titel „Strategie für die 

Gleichstellung von Frauen und Männern 2010-2015“ (COM(2010)0491), 

A. in der Erwägung, dass die neuen Technologien neue Möglichkeiten für die 

Arbeitsorganisation bieten, sowohl für Arbeitnehmer als auch für Arbeitgeber, die eine 

bessere Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben und damit eine bessere Integration 

von Frauen in den Arbeitsmarkt begünstigen können; 

1. fordert die Kommission auf, die Auswirkungen der Haushaltskonsolidierungsmaßnahmen 

auf die Gleichstellung der Geschlechter zu bewerten; fordert die Mitgliedstaaten auf, dem 

Gleichstellungsaspekt in ihren Stabilitäts- und Konvergenzprogrammen und Nationalen 

Reformprogrammen (NRP) besondere Aufmerksamkeit zu widmen, indem unter anderem 

sichergestellt wird, dass transparente Beschreibungen der geschlechtsspezifischen 

Auswirkungen der vorgeschlagenen Einnahmen und Ausgaben in diese Programme 

aufgenommen werden; 

2. fordert die Mitgliedstaaten auf, für die Strategie EU 2020 nach Geschlecht 

aufgeschlüsselte nationale Ziele zu setzen; fordert die Kommission auf, die Daten nach 

Geschlecht aufzuschlüsseln, damit die Fortschritte in Bezug auf die Kernziele der 

Strategie EU 2020 und die entsprechenden nationalen Zielsetzungen überwacht werden 

können, und erforderlichenfalls zusätzliche geschlechtsspezifische Indikatoren zu 

definieren; 

3. hält es für besorgniserregend, dass es den NRP an umfassenden und systematischen 

Strategien fehlt, um die Gleichstellung in den Bereichen Beschäftigung, soziale 

Integration, Bildung, Forschung und Innovation zu fördern; fordert die Kommission auf, 

den Mitgliedstaaten Leitlinien zu liefern, um diesbezüglich in den künftigen Zyklen des 

Europäischen Semesters Abhilfe zu schaffen; 

4. betont die Bedeutung öffentlicher Investitionen auf EU- und auf nationaler Ebene für die 

Förderung des wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts insbesondere der 

Investitionen in den weniger entwickelten Regionen; betont, dass die Ausgaben für 

Bildung, für soziale Dienste, für F&E und Infrastrukturen, einschließlich erneuerbarer 

Energien, Verkehr und Kommunikation, eine Investition in die Zukunft der Länder 

darstellen; 

5. begrüßt die länderspezifischen Empfehlungen (CSR), um Kinderbetreuungseinrichtungen 
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zu verbessern, Fehlanreize für Zweitverdiener abzuschaffen, das gesetzliche 

Renteneintrittsalter für Männer und Frauen anzugleichen, die notwendige Vereinbarkeit 

von Berufs- und Privatleben zu berücksichtigen, insbesondere durch die Förderung des 

Zugangs zu den neuen Technologien und zu Schulungen in Bezug auf deren Nutzung, und 

das geschlechtsspezifische Lohn- und Rentengefälle zu beheben; hält es für 

besorgniserregend, dass viele dieser Empfehlungen bereits 2012 abgegeben wurden, was 

auf eine unzureichende Umsetzung in den Mitgliedstaaten hindeutet; 

6. betont, dass die Mitgliedstaaten die Teilnahmequote von Kindern und jungen 

Erwachsenen in Bildungssystemen verbessern und sich stärker auf das Problem 

vorzeitiger Schulabgänger konzentrieren sollten, insbesondere durch das Sammeln von 

Informationen über die einschlägigen Hauptgründe, um entsprechende 

Präventivmaßnahmen zu beschließen und umzusetzen; 

7. begrüßt die Verknüpfung zwischen dem europäischen Prozess zur Integration der Roma 

und dem Europäischen Semester, insbesondere die Abgabe länderspezifischer 

Empfehlungen für eine weitere Verstärkung des Prozesses zur Integration der Roma;  

8. fordert die Kommission und die Mitgliedstaaten auf, in den nationalen 

Beschäftigungsprogrammen den geschlechterspezifischen Zielen Rechnung zu tragen, 

unter besonderer Berücksichtigung von Frauen mit pflegebedürftigen Eltern, 

alleinerziehenden Frauen oder Müttern von Kindern mit Behinderungen; fordert 

außerdem, dass dem Problem des vorzeitigen Schulabbruchs Beachtung geschenkt wird, 

das unter den Jugendlichen im Alter von zehn bis sechzehn Jahren erheblich zunimmt und 

für die gesamte Union zweifellos einen Verlust an Ressourcen bedeutet; 

9. fordert die Kommission auf, in ihrem anstehenden Jahreswachstumsbericht das Thema 

spezifischer politischer Leitlinien zum Abbau geschlechterspezifischer Ungleichheiten zu 

behandeln, darunter insbesondere Leitlinien zur Behebung des geschlechtsspezifischen 

Lohn- und Rentengefälles, das oft dazu führt, dass Frauen in einer späteren Lebensphase 

unter die Armutsschwelle rutschen, zur Ausweitung der Teilhabe von Frauen am 

Arbeitsmarkt und zur Bekämpfung der Geschlechtertrennung auf dem Arbeitsmarkt, da 

der künftige Wohlstand der EU entscheidend von ihrer Fähigkeit abhängt, ihr 

Arbeitskräftepotenzial uneingeschränkt zu nutzen; 

10. fordert die Kommission auf, sich stärker auf die Verknüpfung des Europäischen 

Semesters mit der Strategie Europa 2020 zu konzentrieren, um Jugendarbeitslosigkeit und 

Armut zu bekämpfen; 

11. fordert die Kommission auf, Leitlinien für ein Engagement der einschlägigen Akteure 

auszuarbeiten, die Finanzierung einer systematischen Einbeziehung nationaler Akteure in 

das Europäische Semester zu unterstützen, was die Berücksichtigung von deren Beiträgen 

im Anhang zu den NRP erfordert, und gemeinsam mit dem Parlament und unter 

Einbeziehung der Sozialpartner und der Zivilgesellschaft eine jährliche Anhörung zu 

veranstalten, um die Fortschritte im Hinblick auf die Ziele zu bewerten und Vorschläge 

für die CSR zu unterbreiten. 

12. verweist auf die Bedeutung von Gender Budgeting, um alle Regierungsprogramme und -

strategien, deren Auswirkungen auf die Zuweisung von Ressourcen und deren Beitrag zur 
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Gleichstellung von Frauen und Männern zu analysieren. 
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